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Der Güterverkehr soll sich gemäß offizieller Prog-
nose in den kommenden Jahren expansiv entwickeln. 
Bestimmt wird diese Perspektive durch den Lkw, der 
in Bezug auf Preis und Leistung zumeist den Standard 
definiert. Trends wie Internationalisierung, Digitali-
sierung, Standardisierung, eine sich verändernde Gü-
terstruktur (hochfrequent verkehrende Güter, mehr 
leichte und hochwertige Güter, ein durch B2C- und 
B2B-Verkehre boomender Internethandel mit spezi-
fisch höheren Emissionswerten) sowie zunehmende 
Anforderungen der Verladerschaft erhöhen den ver-
kehrs- und umweltpolitischen Anpassungs- und 
Handlungsdruck. 

Auf mittelfristige Sicht wird auch im Personenver-
kehr mit einem weiteren Wachstum gerechnet. Im 
Vergleich zum Jahr 2019 wird ein Anstieg des gesamt-
modalen Personenverkehrsaufkommens bis zum 
Jahr 2025 in Höhe von rund 3,1 % prognostiziert; für 
die Personenverkehrsleistung wird eine Zunahme 
von insgesamt rund 3,2 % erwartet. Am Wachstum in 
den kommenden Jahren sollen zwar alle Verkehrsträ-
ger partizipieren, allerdings werden nach der Prog-
nose im Jahr 2025 noch nicht alle Verkehrsträger ihre 
Niveaus aus dem Jahr 2019 erreicht haben. 

Vor dem Hintergrund dieser Aussichten wird im-
mer deutlicher, dass die Wachstumsstrategien der 
Vergangenheit in Zukunft nicht oder nur innerhalb 
bestimmter Grenzen funktionieren werden. Mehr 
Verkehr erfordert schlussendlich mehr Infrastruktur, 
führt zu mehr Abgas und Lärmemissionen sowie zu 
vielen Unfällen. Mehr Infrastruktur für die Verkehrs-
träger erhöht wiederum den Flächenbedarf und er-
höht die Nutzungskonkurrenz um zunehmend 
knappe, vergleichsweise naturbelassene Flächen. 
Der Bedarf an zusätzlicher Infrastruktur wird zuletzt 
vermehrt mit der Notwendigkeit begründet, die Resi-
lienz der Infrastruktur in Deutschland zu erhöhen. 

Großvorhaben insbesondere im Bereich Schiene 
dauern dabei immer länger. Das hat viele Gründe: 

rechtliche Vorgaben, Personalmangel bei Vorhaben-
trägern und Genehmigungsbehörden, komplexe Um-
weltverträglichkeitsprüfungen, manchmal schlicht 
Planungsfehler, oft aber auch mangelnde Akzeptanz 
von Stakeholdern und unmittelbar Betroffenen. Die 
Möglichkeit Informationen über Planungsprojekte 
und -verfahren digital zu verbreiten und Partizipati-
onsprozess online zu gestalten wird in dieser Aus-
gabe wissenschaftlich beleuchtet. In weiteren Arti-
keln werden u. a. die Effekte einer Verkehrsverlage-
rung auf die Schiene unter Emissionsgesichtspunkten 
evaluiert und das Thema Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur für batterieelektrische Fahrzeuge vertiefend be-
trachtet.  

Eine spannende Lektüre wünscht 

Prof. Dr. Jan Ninnemann, Präsident der DVWG 
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Verkehrsprojekte stoßen vermehrt auf Widerstand. Ein Kernproblem ist die Vermittlung von Informationen über 
Planungsprojekte und -verfahren, analog wie digital. Die vorliegende Arbeit prüft die Probleme in  
(Online-)Partizipationsprozessen, welche Potenziale mobile Online-Formate haben und welche Kriterien diese für 
eine aktive Bürgerbeteiligung erreichen müssen. Forschungsprojekte sowie die Ergebnisse einer ersten Umfrage 
haben gezeigt, dass mobile Online-Formate es schaffen, genau dies zu ermöglichen. 
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1. Einleitung 

Verkehrs- und Infrastrukturvorhaben stoßen in der 
Zivilgesellschaft auf immer mehr Widerstand. Der 
Bahnhofsumbau rund um Stuttgart 21 (Brettschneider 
2013: 319 ff.), der im Bau befindliche Flughafen Berlin-
Brandenburg (Aktionsbündnis Berlin Brandenburg 
ABB: Mitgliederübersicht. (2018)) und der Flughafen-
ausbau in Frankfurt (ZRM: (o. D.)) sind die bundesweit 
prominentesten Beispiele, wo sich Protest regt. Das 
Sinken der Lebensqualität, in Verbindung mit Lärm- 
und Luftemissionen und die Zerstörung von Umwelt 
und Natur sind oft genannte Gründe. Vielen BürgerIn-
nen mangelt es an Vertrauen in die Verwaltung und 
Politik. (vgl. Selle 2019-1:1 ff.) Nicht nachvollziehbare 
und explodierende Kosten sowie komplexe und in-
transparente Verfahren bilden die Realität ab, wenn 
es um die Realisierung von Verkehrs-und Infrastruk-
turprojekten geht. (vgl. Selle 2019-1: 2 ff.) Die Pla-
nungsverfahren und somit das Projekt an sich werden 
der Zivilgesellschaft nicht früh und einfach genug er-
örtert. Die Gestaltungs- und Entscheidungsgewalt 
derartiger Vorhaben liegt bei Politik und Verwaltung. 
Petitionen, Demonstrationen und Besetzungen wer-
den von der Zivilgesellschaft als Form des Protests ge-
wählt, um ihren Unmut über politische Entscheidun-
gen zu Planungsprojekten zum Ausdruck zu bringen. 
Der Widerstand hat unterschiedliche Beweggründe. 

Ein Kernproblem bleibt die Freigabe und Kommunika-
tion von Informationen über Planungsvorhaben durch 
Politik und Verwaltung. Die gesetzlichen Vorgaben zur 
Beteiligung an derartigen Projekten haben nichts mit 
dem eigentlichen Wunsch nach demokratischer Betei-
ligung der Zivilgesellschaft zu tun. (vgl. Rottmann 
2013: 14) Die BürgerInnen wollen mitentscheiden, 
mitbestimmen und mitgestalten. Die Digitalisierung 
und damit die Kommunikation von Informationen zu 
Planungsvorhaben mit mobilen digitalen Formaten 
kann einen Lösungsansatz bieten. 

Ziel soll es sein, Informationen über Verkehrspro-
jekte und den damit verbundenen Planungs- und Be-
teiligungsprozess frühzeitig und verständlich zu ver-
mitteln. Auf diese Weise soll ein Baustein zur Akzep-
tanzsteigerung von Verkehrsprojekten geliefert wer-
den. Die Bedeutung dieser Arbeit liegt in der anschau-
lichen Vermittlung von Projektinhalten und darüber 
hinaus von Planungsverfahren, die bisher nur wenigen 
Fachleuten vorbehalten ist.  

Das Smartphone als ein mobiles Online-Format hat 
dabei enormes Potenzial, um jederzeit und überall 
über Planungsprojekte zu informieren und mitzuwir-
ken. Im besten Fall genau dort, wo Planung auch statt-
findet und unabhängig von Präsenzveranstaltungen, 
die im Kontext der COVID19-Pandemie (RKI (o.D.)) 
kaum und wenn mit erheblichen Einschränkungen 
stattfinden. Das Smartphone als Beteiligungstool 
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würde eine breitere Masse an Menschen ansprechen 
und somit an demokratischen Planungsprozessen teil-
haben lassen. 

 
2. Informationshoheit von Politik und Verwal-

tung 

Während BürgerInnen ihre politische Teilhabe mit 
einem Häkchen regelmäßig demonstrieren, ist es die 
Politik, die über Planungsvorhaben Entscheidungen 
fällt und die Verwaltung, die sie genehmigt und in die 
Wege leitet. BürgerInnen, Nichtregierungsorganisati-
onen und Wirtschaftsverbände dürfen die etablierten 
Formen der Beteiligung in Politik und Verwaltung, wie 
Wahlen oder Meinungsumfragen, nutzen. Den Bürge-
rInnen geht es jedoch um mehr als nur VertreterInnen 
ihrer, wenn vorhanden, politischen Interessen zu wäh-
len. Es geht ihnen um eine generelle direkte demokra-
tische Teilhabe. „[…] laut Bertelsmann-Stiftung bevor-
zugen dies 78% der Bürger, wobei besonders Infra-
strukturprojekte im Fokus des Bürgerinteresses (68%) 
stehen.“ (Rottmann 2013: 14) Im Bereich der Stadt-
entwicklung und Verkehrsplanung ist die Beteiligung 
auf den unteren Ebenen gewährleistet: Information 
und Konsultation (vgl. BMVI 2014: 13). Dabei kommen 
die Stakeholder-Organisationen nie über die Grenze 
der Information und Konsultation hinaus, obwohl dies 
im Interesse der Zivilgesellschaft ist und sie für die 
nächsten Stufen der Beteiligung kämpfen. Für diesen 
Schritt ist eine Änderung des demokratischen Prinzips 
in der Bundesrepublik notwendig. 

Die Mehrheit der BürgerInnen sehen ihre Interes-
sen und Sorgen nicht ausreichend berücksichtigt, füh-
len sich nicht frühzeitig, kontinuierlich und transpa-
rent genug informiert und sehen parteipolitisch ihre 
Interessen und Bedürfnisse kaum bis gar nicht vertre-
ten. Die Teilhabe an Planungsprozessen ist dabei nach 
Aussagen von BürgerInnen und Interessenverbänden 
stark eingeschränkt. (vgl. BMVI 2014: 5 ff., Göttinger 
Institut für Demokratieforschung 2011: 4, Rottmann 
2013: 10 ff., Stiftung Mitarbeit 2013: 32 f.) Sie kritisie-
ren damit das formale Planungsverfahren und bedie-
nen sich folglich unterschiedlicher Protestformen. 

 
3. Minimale Beteiligung, die zu spät und kaum 

verstanden wird 

Wann erfährt die Zivilgesellschaft etwas über Pla-
nungsvorhaben? Meist dann, wenn der Beschluss be-
reits festgelegt ist und die Umsetzung des Vorhabens 
beginnt. Dann, wenn die Möglichkeiten der Einfluss-
nahme am geringsten sind, das Engagement und Inte-
resse für ein Vorhaben jedoch wächst und das Vorha-
ben aus Sicht der Zivilgesellschaft gestoppt werden 
soll. Dieses Paradox lässt sich bereits im frühen Sta-
dium des Planungsverfahren eines Projektes abbilden. 
Während der Analyse- und Entwicklungsstufe eines 
Projektes sind die Einflussmöglichkeiten am höchsten; 
die Zivilgesellschaft versteht jedoch zu dem Zeitpunkt 
(noch) nicht worum es geht. Das Engagement und In-
teresse sind somit niedrig. Hier zeigt sich das Partizi-
pationsdilemma bzw. das von der Stiftung Mitarbeit 
entwickelte Partizipationsparadoxon. (vgl. Stiftung 

Abbildung 1 Formen und Stufen der Partizipation  
(Eigene Darstellung auf Grundlage von Arnstein 1969; Kubicek / Lippa / Westholm, in Voss 2014; Lüttringhaus 2003) 
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Mitarbeit 2012) Ziel sollte es sein, das Interesse der Zi-
vilbevölkerung bereits im Analysestadium zu errei-
chen, um einen Realisierungsstopp zu vermeiden. 

Wie sieht die Informationsbereitstellung für Pla-
nungsvorhaben grundsätzlich aus? Die entsprechen-
den Gesetze formulieren es sinngemäß wie folgt: In-
formationen zu Planungs- und Beteiligungsprozessen 
sind „[…] ortsüblich bekannt zu machen […]“ (BauGB § 
3 Abs. 2) oder „[…] unterrichtet die zuständige Be-
hörde die Öffentlichkeit […]“ (UVPG § 19 Abs. 1) oder 
„[…] öffentlich bekannt zu machen.“ (VwVfG § 72 Abs. 
2). Das heißt in Deutschland seit Jahrzehnten über das 
sogenannte Amtsblatt oder wie beispielsweise in 

Hamburg der Amtliche Anzeiger (vgl. Lütcke & Wulff 
(o.D.). Diese Informationen können dann im Rathaus 
und/oder in den entsprechenden Fachabteilungen 
der Verwaltung eingeholt werden; seit 2011 in Ham-
burg beispielsweise auch online. Über die Aufberei-
tung und Verständlichkeit von Informationen zu Pla-
nungsprozessen soll hier nicht diskutiert werden. 

Wie sieht die Planungsrealität aus? Bei Planungsver-
fahren für Verkehrs- und Infrastrukturprojekte wird 
die Beteiligung, insbesondere der Zivilgesellschaft, 
klein gehalten. Formelle Beteiligungsverfahren gemäß 
den rechtlichen Bestimmungen aus dem Gesetz zur 

 
Abbildung 2 Partizipationsparadoxon (Eigene Darstellung auf Grundlage von Stiftung Mitarbeit 2012) 

Abbildung 3 Amtlicher Anzeiger (2017) 
(Quelle: https://www.luewu.de/docs/anzeiger/docs/2850.pdf) 
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Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), Raumord-
nungsgesetz (ROG) oder Verwaltungsverfahrensge-
setz (VwVfG) für z.B. Planfeststellungsverfahren1 se-
hen eine Information über Vorhaben und Planungs-
stand sowie Verfahren, eine Abgabe von Äußerungen 
für die betroffene Öffentlichkeit, eine Gelegenheit zur 
Stellungnahme für jeden dessen Belang berührt wird 
und einen Erörterungstermin zu abgegebenen Ein-
wendungen und Stellungnahmen vor. 

Die Entscheidung, "ob" dieses Projekt realisiert 
wird, obliegt nicht der Zivilgesellschaft, sondern wird 
von der Politik getroffen. Allerdings ist es erlaubt, sich 
zu dem Projekt zu äußern, wenn man davon betroffen 
ist. Das bedeutet, Hinweise zu geben und Kritik zu äu-
ßern. Die abgegebenen Kommentare müssen berück-
sichtigt werden, wenn ihre Anliegen betroffen sind, da 
sie in die Abwägung einbezogen werden. Der Projekt-
entwurf wird an die abgewogenen Stellungnahmen 
angepasst und öffentlich erörtert. Damit ist das for-
male Beteiligungsverfahren für Verkehrsprojekte bei-
spielsweise im Planfeststellungsverfahren abgeschlos-
sen. 

Die Anwendung von konventionellen, gesetzlich 
vorgeschriebenen Verfahren zur Bürgerbeteiligung 
wird obsolet. Die Universität Leipzig hat eine Umfrage 
zur Zufriedenheit mit diesem formellen Planungsver-
fahren durchgeführt (vgl. Rottmann 2013: 35). Befragt 
wurden Kommunen, Unternehmen und Haushalte. Es 
ist nicht verwunderlich, dass die Mehrheit der Kom-
munen und Unternehmen als Projektentwickler mit 

 
1  Das Planfeststellungsverfahren (PFV) ist Bestandteil des Ver-

waltungsverfahrens zur Planung, Zulassung und Realisierung 
von Verkehrswegen. Im PFV wird abschließend über die Zu-

lässigkeit des geplanten Verkehrsplanungsvorhaben entschie 

dem bestehenden formellen Beteiligungsverfahren 
sehr zufrieden ist. (ebd.)  

Abbildung 5 Plakataufsteller (2018 + 2021)  
(Eigene Darstellung) 

Beide Akteure sehen eine umfassende Beteiligung 
von Bürgern und Interessengruppen im Vorfeld der 
Planaufstellung als nicht notwendig an. Sie befürchten 
Eingriffe in die eigenen Entscheidungsbereiche von 
Personen bzw. Initiativen mit fehlendem Fachwissen 
und daraus resultierenden Zeitverzögerungen - sowie 
den Verlust von Informationshoheit. (vgl. Rottmann 
2013: 43)  

Interessant ist das Ergebnis der Haushalte. Wäh-
rend fast 40 % der Haushalte mit dem formalen Betei-
ligungsprozess unzufrieden sind, kennen 30 % diesen 
überhaupt nicht. Dieser Wert deckt sich beinahe mit 
dem Ergebnis der Umfrage nach den Hemmnissen für 
eine erfolgreiche Bürgerbeteiligung (vgl. Rottmann 

den. Wenn dem Vorhaben keine Gegenstimmen vorgebracht 
werden, darf der Vorhabenträger mit dem Planfeststellungsbe-

schluss sein Vorhaben realisieren. 

 

Abbildung 4 Ablauf eines formellen Plan- und Beteiligungsverfahren, am Bsp. des Planfeststellungsverfahrens 
(Eigene Darstellung auf Grundlage Stiftung Mitarbeit 2012, Rottmann 2013, BMVI 2014) 
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2013: 51). Hier wurden Kommunen und Unterneh-
men befragt.  

Fast die Hälfte der Befragten stimmt mit den Haus-
halten überein, dass es ihnen an Wissen über Beteili-
gungsprozesse mangelt. Interessant ist hier der am 
häufigsten genannte Grund: Fast zwei Drittel und drei 
Viertel der Unternehmen und Kommunen sehen ein 
mangelndes Interesse der Bürger an Entscheidungs-
prozessen. Das lässt sich leicht sagen, wenn einge-
räumt wird, dass Beteiligungsprozesse komplex sind 
und Informationen über die Prozesse nur unzu-
reichend zur Verfügung gestellt werden. Somit wird 
weiterhin das klassische Prozedere des Verfahrens 
durchlaufen bis zum ersten geplanten Spatenstich.  

Verschiedenste Studien und Fachveranstaltungen 
weisen auf einen Kompromiss hin, in dem formelle Be-
teiligungsverfahren durch informelle, diskursive For-
men, wie Bürgerwerkstätten und -foren, Workshops 
und World Cafés vermehrt ergänzt werden sollen. Die 
Transparenz relevanter Informationen soll durch er-
gänzende Informationsveranstaltungen und einen 
verbesserten Internetauftritt erreicht werden. (vgl. 
Rottmann 2013: 70 ff.; BMVI 2014: 25 ff.) Um infor-
melle Beteiligungsformate in formelle Planungsver-
fahren zu integrieren, werden diese zusätzlich in vie-
len Teilen auch digital durchgeführt. Wie diese zusätz-
liche Online-Partizipation genau gestaltet werden sol-
len, bleibt offen. Es werden keine Kriterien für die Be-
reitstellung von Informationen formuliert. Hat jedes 
Projekt ein eigenes Online-Portal oder werden die 

Projektinformationen in das Online-Portal der Kom-
mune integriert? Hierfür gibt es keine Regeln und ein-
heitlichen Vorstellungen. 

 
4. Online-Partizipation  – von stationär zu mobil 

4.1. Ein Relaunch für Online-Partizipation muss her 

Informelle und formelle Beteiligungsformate wer-
den auf unterschiedliche Weise kommuniziert. Die 
klassischen Formate stellen dabei die Amtlichen Be-
kanntmachungen im lokalen Stadtanzeiger sowie Pla-
kataufsteller im öffentlichen Raum dar.  

Hinzu kommt mit der Entwicklung digitaler Kommu-
nikationsmedien zu Beginn des 21. Jahrhunderts die 
Online-Partizipation. Im Bereich der Planung versteht 
man darunter die „Digitalisierung bereits vorhandener 
Beteiligungsverfahren und die Entwicklung neuer 
Möglichkeiten der politischen Teilhabe an Entschei-
dungs- und Meinungsbildungsprozessen.“ (vgl. Rott-
mann 2013: 57) Ziel dabei ist die öffentliche Diskus-
sion zu beeinflussen und ein Mitwirken bei Entschei-
dungsfindungen herzustellen. Informationen zu Bau-
leitplänen und Planfeststellungsverfahren werden da-
bei auf der stadteigenen bzw. kommunalen Home-
page erläutert. Bei größeren Vorhaben gibt es oft ei-
gene Online-Plattformen für die Zivilgesellschaft mit 
spielerischen Übersetzungen, so zum Beispiel die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung für den Verkehrsentwick-
lungsplan in Bremen. (Verkehrswende Bremen 2030 
(o.D.)) Stellungnahmen dürfen per E-Mail eingehen 

Abbildung 6  Ratsinformationssystem – Drucksachen Bezirksversammlung Eimsbüttel 
(Quelle: https://sitzungsdienst-eimsbuettel.hamburg.de/bi/vo040.asp) 
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und Beschlüsse können in z.B. Ratsinformationssyste-
men der Kommunen abgerufen werden. Dabei wer-
den sämtliche Dokumente, von Mitteilungen, über 
kleine Anfragen aus der Politik an die Verwaltung bis 
hin zu Empfehlungen und Anträgen in das sogenannte 
Ratsinformationssystem hochgeladen, inkl. Datum 
und Gegenstand des Dokuments. (vgl. HamburgSer-
vice – Online-Dienste (o.D.)) Alle Dokumente zu einem 
Projekt erfolgen über die Suchfunktion. Die Inhalte 
der Dokumente sind meist in reiner Textform, teil-
weise ohne weiterführende Anlagen, jedoch mit Zu-
ständigkeitsbereich, aber ohne direkten Kontakt. 
(ebd.) 

Ist es ausreichend, öffentliche Bekanntmachungen 
zu stadtinternen Angelegenheiten als Dokument zum 
Download oder in einem Online-Portal anzubieten 
oder über Großprojekte mit einer eigenen Website zu 
informieren und zum Mitmachen anzuregen?  

Viele Projekte sind auf den Online-Portalen der 
Kommunen zu finden und deren Darbietung sollte 
dringend verbessert werden. Untersuchungen in 
Deutschland und im internationalen Vergleich zeigen, 
dass gerade der Großteil der Online-Portale, inkl. für 
die (Stadt-)Planung, insbesondere von Kommunen, 
mindestens seit 2005 von geringer Nutzerfreundlich-
keit zeugen. (vgl. Bahrke / Kempermann / Schmitt 
2016: 78 ff., Bräuer / Biewendt 2005: 3, Stiftung Digi-
tale Chancen 2008: 40) Es wird festgestellt, dass bun-
desweit Handlungsbedarf im Bereich Breitbandver-
sorgung besteht. (vgl. Bahrke / Kempermann / Schmitt 
2016: 92 f.) In Hinblick auf die Inhalte ist das Angebot 
an Online-Services und Daten weiterhin begrenzt. 
(ebd) Der Bereich Nutzerfreundlichkeit ist in der Bun-
desrepublik als nachteilig zu bewerten. (ebd.) Gründe 
dafür liegen nach Umfragen von BürgerInnen, in der 
uneinheitlichen Gestaltung von Bürgerservice-Porta-
len, deren schweren Auffindbarkeit (Unzufriedenheit 
bei 46%) und Bedienbarkeit (Unzufriedenheit bei 42%) 
sowie in Teilen in deren Unverständlichkeit, welches 
auch die Hauptbarrieren sind. (vgl. Bahrke / Kemper-
mann / Schmitt 2016: 78 ff.) Bei letzterem werden ins-
besondere die undurchschaubare Struktur der Online-
Angebote und die (fach-)sprachlich schwer verständli-
chen Verfahren als Barrieren genannt. Darüber hinaus 
sei die reine Informationsbereitstellung auf Online-
Portalen (z.B. über Ratsinformationssysteme) keine 
aktive Bürgerbeteiligung. (vgl. Bräuer / Biewendt 
2005: 3) Die Studie fordert eine Verständlichkeit der 
bereitgestellten Informationen durch die Verwaltun-
gen, um Bürgerbeteiligung zu erleichtern und die 
Transparenz von Politik zu steigern. (ebd.) Eine andere 
Studie stellt darüber hinaus fest, dass die Möglichkei-
ten der Bürgerbeteiligungsverfahren im Internet 
(auch im Rahmen der Bauleit- und Flächennutzungs-
planung) kaum genutzt werden. (vgl. Stiftung Digitale 
Chancen 2008: 40) Sie geht sogar soweit, dass sie die 
Mehrheit der Dialogangebote für BürgerInnen eher 

als Instrument der Öffentlichkeitsarbeit und nicht als 
Partizipationsmöglichkeit betrachtet. (vgl. Stiftung Di-
gitale Chancen 2008: 38) 

Neben den klassischen Online-Portalen der Kom-
munen werden digitale Medien, insbesondere soziale 
Medien, kaum für Planungsverfahren genutzt. (vgl. 
BBSR 2018: 5) Dabei verändern sie das Zusammen-
spiel von Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft in 
positiver Weise. Durch den Einsatz digitaler Medien 
kann z.B. die Transparenz von Stadtentwicklungspro-
zessen erhöht, da Daten und Informationen schnell 
zugänglich und sichtbar gemacht werden. Mit der Im-
plementierung sozialer Medien in die Planungspraxis 
und dem Aufbau von entsprechendem Know-how 
kann informiert und die öffentliche Meinung (mit-)ge-
staltet werden. (ebd.) Die Online-Partizipation ersetzt 
dabei nicht analoge Beteiligungsformate: Partizipa-
tion sollte im Sinne einer crossmedialen Anwendung 
von Offline- und Online-Formaten geschehen. (vgl. 
Zebralog (o.D.)) Problematisch ist, dass Stadtverwal-
tungen kein organisatorisches sowie technisches 
Know-how besitzen und entsprechende Ressourcen 
benötigen. (vgl. BBSR 2018: 9) 

Es gibt Möglichkeiten der Partizipation, insbeson-
dere mit digitalen Medien auf Präsenzveranstaltun-
gen, wie bereits in Hamburg am Beispiel der Stadt-
werkstatt im Jahr 2018 oder auch der Öffentlichkeits-
beteiligung für die neue U-Bahnlinie 5 im Jahr 2019 
sichtbar geworden ist. Via Tablet konnten Fragebögen 
ausgefüllt und Meinungen geäußert und gleichzeitig 
dokumentiert und ausgewertet werden. Über ein XXL-

Abbildung 7 Tablet und VR-Brille zur Visualisierung von 
Planungsvorhaben 
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Tablet konnte sich über verschiedene GIS-basierte 
Karten, ein Überblick über das Planungsgebiet auf 
mehreren kategorialen Ebenen verschafft werden. 
Beteiligung wird digitaler und visueller. 

Dies scheint der richtige Weg zu sein, um die Betei-
ligung an Planungsprozessen im Rahmen von Präsenz-
veranstaltungen zu verbessern. Allerdings kann ein 
derartiger Aufwand nicht für jedes kleine Quartiers-
entwicklungs- und Straßenplanungsprojekt betrieben 
werden.  

Mit der COVID19-Pandemie konnten weder Prä-
senzveranstaltungen in Bürgerbeteiligungsverfahren 
noch Sprechstunden in der Verwaltung zur Einsicht in 
Planungsunterlagen im Frühjahr 2020 stattfinden. Seit 
14.Mai 2020 gibt es in Deutschland ein Gesetz zur Si-
cherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Geneh-
migungsverfahren während der COVID19-Pandemie. 
(vgl. PlanSiG 2020 § 1) Die Online-Beteiligung ist somit 

vorübergehend bis zum 31. Dezember 2022 gesetzlich 
vorgeschrieben. (PlanSiG 2020 § 2 Abs. 1)  

 
4.2. Potentiale mobiler Online-Formate für Ver-

kehrsplanungsprozesse 

Während Online-Portale von Kommunen mit ihrer 
Nutzerunfreundlichkeit in Hinblick auf Planungs- und 
Beteiligungsprozesse kämpfen, gibt es bereits Erfolg 
versprechende Formate in Richtung einer besseren 
Beteiligung. 2019 wurde eine von vier öffentlichen 
Veranstaltungen im Rahmen der Planungen für die 
neue U-Bahnlinie 5 in Hamburg untersucht. Es sollte 
herausgefunden werden, welche Rolle digitale For-
mate im Vergleich zu analogen Formaten bei einer 
Präsenzveranstaltung spielen. Methodisch wurde eine 
Intervallbeobachtung aller vorhandenen Formate so-
wie eine Befragung mittels eines analogen Fragebo-
gens durchgeführt.  

Abbildung 8 Nutzungsintensität der Beteiligungsformate während der Präsenzveranstaltung  
via Intervallbeobachtung (gesamt) 

Abbildung 9 Tisch mit Hamburg-Map und U-Bahnlinie 5 sowie Augmented-Reality-Funktion via Tablet 
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Festgestellt werden konnte die hohe Dichte am 
Augmented-Reality-Tisch und dem XXL-Tablet. Die 
Nutzung der Online-Portale war weniger gut besucht. 

Ergebnis der Intervallbeobachtung ist, dass der Aug-
mented-Reality-Tisch am häufigsten besucht wurde 
von allen Altersgruppen. Was hat dieses Medium so 
besonders gemacht? Es ist ein mit einem Hamburger 
Stadtplan zurechtgeschnittener Tisch, der einen Ab-
schnitt der neuen U-Bahnlinie zeigt. 

Mit bereitgestellten Tablets und personellem Sup-
port für die Technik konnten sich via Augmented Rea-
lity die neuen U-Bahnstationen mittels 3D-Animatio-
nen angeschaut werden. Das zweithäufigste genutzte 
Medium war das XXL-Tablet mit unterschiedlichem 
Kartenmaterial. Fast zwei Drittel der während der In-
tervallbeobachtung festgehaltenen Besucher nutzten 
digitale Formate in dieser Veranstaltung. Warum 
wurde dieses Medium am häufigsten benutzt? Die Er-
gebnisse aus der Umfrage haben ergeben: Das Me-
dium ist verständlich, klar, anschaulich und am ein-
fachsten zu bedienen. Die Hälfte der Befragten hat es 
mind. 3 Minuten benutzt, sprich ausprobiert und ist 
der Meinung, dass dieses Medium bei ähnlichen Ver-
anstaltungen unbedingt wieder eingesetzt werden 
sollte. Insgesamt betrachtet findet die Mehrheit der 
Befragten, dass Sie sich durch die Veranstaltung bes-
ser informiert fühlt als vorher und ihre Interessen be-
rücksichtigt wurden. Fast die Hälfte der Befragten gab 
an, dass ihre individuellen Einwände gegen die Pla-
nungen der U-Bahn Linie 5 aufgehoben werden 
konnte. 28 % haben weiterhin Bedenken aus den un-
terschiedlichsten individuellen Gründen.  

Was ist mit den Personen, die jedoch keine Zeit ha-
ben, zu den Veranstaltungen zu gehen, sich auf den 
Online-Portalen der Kommunen nicht zurechtfinden 
und/oder nun während der COVID19-Pandemie Prä-
senzveranstaltungen nicht besuchen konnten?  

Ist es nicht möglich, an dem Ort teilzunehmen, an 
dem die Projekte geplant werden? Welche Rolle kann 
mobile Partizipation mit den Medien Smartphone und 
Tablet dabei spielen? Verschiedene Studien zeigen, 
welche Rolle das Smartphone in Planungsprozessen 
spielen kann. (vgl. Regenbrecht 2011; Höffken 2014, 
Geerse / Vogt / Guschl 2018) Dr. Stefan Höffken un-
tersucht das Smartphone als Instrument der mobilen 
Partizipation und dessen Mehrwert in der Stadtpla-
nung. Das Spektrum und der Einfluss der mobilen Par-
tizipation ist groß. Einerseits können sich die Nutzer 
überall, schnell und einfach austauschen und organi-
sieren, ohne an einem bestimmten Ort zu sein. (vgl. 
Höffken 2014: 119) Andererseits werden die Nutzer 
zu Datenlieferanten oder DatenempfängerInnen an 
bestimmten Orten, die in der Folge durch Crowdsour-
cing (GeoWeb) gespeichert und visualisiert werden 
können. (vgl. Höffken 2014: 142 ff.) So werden neben 
der eigenen Datenproduktion, Daten gespeichert, In-
formationen generiert und Wissen über räumliche 

Gege¬benheiten weitergetragen. Dies im Prinzip des 
Open Data bedeutet für die Stadtplanung (Ver-
wal¬tung wie Unternehmen) ungemeines Wissen zum 
weiteren Planen und Gestalten. 

 
4.3. Untersuchung - Entwicklung und Anwendung 

eines digitalen Prototypen am Beispiel der Un-
teren Königsstraße in Kassel 

Im Rahmen eines Studierendenprojektes der Berei-
che Stadtplanung, Architektur und Kommunikations-
technik der Universität Kassel im Sommersemester 
2021 wurde ein digitaler Prototyp, App-Mockups, ent-
wickelt und angewendet. Dazu wurde ein Planungs-
verfahren und Beteiligungsprozess am Beispiel eines 
lebendigen Straßenraums in Kassel simuliert und ne-
ben verschiedenen Kommunikationskanälen, Visuali-
sierungen und testweise Augmented-Reality genutzt, 
um das gesamte Verfahren verständlich und anschau-
lich zu gestalten; an dem Ort, wo geplant wird.  

Dafür wurden insgesamt 119 Beteiligungsapps (mo-
bil und Desktop) recherchiert und anhand von Krite-
rien und entsprechenden Indikatoren gegenüberge-
stellt und ausgewertet. Die Beteiligungsapps sind bun-
desweit und international verortet. Es handelt sich da-
bei um real anwendbare Apps, um Forschungspro-
jekte und kleinere anwendungsorientierte Studien. 
Die Kriterien, mit denen die Apps verglichen wurden, 
sind abgeleitet aus den Grundproblemen von Pla-
nungsprozessen sowie Online-Formaten und Online-
Portalen. Es sind Kriterien wie Partizipationsstufe, Be-
teiligungsdauer, Erreichbarkeit, Kommunikationska-
nal, Benutzerfreundlichkeit oder auch die Anwendung 
von Augmented/Virtual Reality.  

 
Insgesamt lässt sich aus der Gegenüberstellung fol-

gendes ziehen: Beteiligungsapps … 
• gehen kaum über die Partizipationsstufe Informa-

tion und Mitwirkung hinaus. In seltenen Fällen 
geht es um Petitionen, wo die nutzende Person 
über ein Vorhaben mitentscheiden darf. 

• werden kaum für den direkten Austausch zwi-
schen den verschiedenen Nutzern (wie BürgerIn, 
Verwaltung, Institutionen, Unternehmen) genutzt. 
Die nutzenden Personen verwenden mobile An-
wendungen überwiegend zum Abrufen und Lie-
fern von Informationen, nicht zum Mitgestalten. 

• sind in Bezug auf die Benutzerfreundlichkeit auf ei-
nem mittleren bis niedrigen Niveau. Das liegt zum 
Beispiel an unverständlichen Informationen und 
unübersichtlicher Navigation. 

• Die wenigsten Beteiligungsapps nutzen Kommuni-
kationskanäle, die One-Way sind. Sichtbare Kom-
mentare oder Chats werden häufiger genutzt. 
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• 80% der Beteiligungsapps benennen den Pla-
nungshintergrund. Eine Transparenz ist gegeben. 

• 50% der mobilen Beteiligungsapps nutzen Aug-
mented Reality zur Veranschaulichung des Vorha-
bens. 

 
Aus den Schlussfolgerungen und unter Berücksich-

tigung der abgeleiteten Grundprobleme von Partizipa-
tionsprozessen sowie Online-Formaten und –Porta-
len, wurden Ziele abgeleitet, die der zu entwickelnde 
Prototyp erfüllen soll. Die Ziele umfassen die verständ-
liche Aufbereitung und Vermittlung von Informatio-
nen des jeweiligen Planungsvorhabens. Alles um das 
Planungsvorhaben und deren Prozess soll transparent 
kommuniziert werden. Beteiligung soll an sich über-
haupt stattfinden, analog und digital. Die Benutzer-
freundlichkeit sowie das gemeinsame Gestalten mit 
anderen Personen stehen im Fokus. Auch die Verbes-
serung der Kommunikation zwischen den BürgerIn-
nen an sich und den VorhabenträgerInnen und zu-
ständigen Personen soll verbessert werden. 
Daraus ableitend wurde ein Kriterienkatalog mit 
korrespondierenden Indikatoren erstellt, der als 
Grundgerüst zur Entwicklung des digitalen Prototyps 
dient. Um das am Beispiel der Unteren Königsstraße 
in Kassel simulierte Planungsverfahren mit 
Beteiligungsprozess und damit für Laien abstrakten 
und komplexen Vorgang einfach zu vermitteln, 
wurde ein sogenannter „Beteiligungstracker“ 
entwickelt. Dieser gibt alle formellen und 

informellen Planungsschritte bekannt und zeigt 
gleichzeitig, wann sich BürgerInnen wie beteiligen 
können. Die Beteiligungsformate sind in die App 
integriert und es bedarf keiner weiteren App-
unabhängigen Anwendung. 
 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass folgende 
Kriterien zur inhaltlichen Entwicklung einer erfolgreich 
anzuwendenden Beteiligungsapp für mobile Endge-
räte erfüllt werden müssen: 
1. Verständliche und intuitive Aufbereitung des Pla-

nungsvorhabens und -prozesses 
2. Transparente Gestaltung des Planungsvorhabens 

und -prozesses 
3. Vielfältige Kommunikationsmedien (One-to-one, 

Many-to-Many) 
4. Hohe, mindestens mittellange Beteiligungsdauer 
5. Mindestens Partizipationsstufe Information und 

Mitwirkung, wenn möglich Mitentscheidung 
6. Hohe, mindestens mittlere Reichweite des Pla-

nungsvorhabens und -prozesses 
7. Inhalte zur politischen Agenda verständlich zusam-

menfassen, mindestens bereitstellen  
8. einfache Zugänglichkeit und Benutzerfreundlich-

keit gewährleisten  
9. eine Diskursarchitektur implementieren und nut-

zerbezogen anwenden 
10. Online-Verfügbarkeit der Informationen zum Vor-

haben und Prozess  

Abbildung 10 Entwicklung der Beteiligungsapp „be a PARTicipation“  
(Eigene Darstellung auf Grundlage Studierendenprojekt SoSe 2021) 



 

11 
 

11. Zeigen der Einflussnahme der Beteiligung auf die 
finale Entscheidung zum Vorhaben  

 
An drei Tagen (Samstag, 2 x Dienstag) im Zeitraum 

von 15 bis 18 Uhr wurde die Anwendung der App an-
geboten und eine Umfrage durchgeführt. Von 52 Bür-
gerInnen, die die App angewandt haben, füllten 36 
Personen zwischen 10 und 60 Jahren den Fragebogen 
aus. Die Umfrage hat ergeben, dass das Interesse an 
der App sehr groß ist und die befragten Personen die 
App für Planungsprozesse nutzen würden (82,5 %) so-
wie der Planungs- (81%) und Beteiligungsprozess 
(87%) mittels der einfachen und ansprechenden Visu-
alisierungen von der Mehrheit der Befragten gut ver-
standen wurde. 

 
5. Fazit 

Die bisherige Auswertung von Handbüchern und 
Studien hat ergeben, dass die bestehende Informa-
tions- und auch Konsultationspraxis von Verkehrspla-
nungsvorhaben - offline wie online - ungenügend ist. 
Informationen zu Planungsstand und Verfahren wer-
den zu spät und unverständlich vermittelt, mit experi-
mentellen Ausnahmen wie zum Beispiel der Hoch-
bahn AG oder die Stadtwerkstatt in Hamburg, die ihre 
Informationen zum Planungsvorhaben visuell erleb-
bar gestalten, das Medium an sich jedoch höchst un-
flexibel ist, wenn es um die ganzheitliche oder weiter-
führende Planung geht. Eine aktive Beteiligung der Zi-
vilgesellschaft, um mitgestalten oder mehr noch mit-
entscheiden zu dürfen, wird kaum geboten. Die digi-
talen Medien gewinnen dabei vermehrt an Bedeutung 
und spielen eine wichtige Schlüsselrolle, wenn es da-
rum geht, Informationen schnell und frühzeitig zu er-
halten. Eine aktive Beteiligung der Bürger wird auf-
grund der mangelnden Nutzerfreundlichkeit, hier von 
Online-Portalen der Kommunen, selten erreicht. Bei 
der Nutzung digitaler, insbesondere sozialer Medien 
fehlt den Kommunen das technische Know-How sowie 
die organisatorischen, personellen und zeitlichen Mit-
tel. Wenn Online-Beteiligung über Online-Portale 
stattfinden, haben diese meist eine, als informelles 

Beteiligungsmedium, reine Unterstützungsfunktion 
zum formellen Planungsprozess. Ein Ersetzen der bis-
herigen Beteiligungsformate durch digitale Medien 
wird von ExpertInnen und Ministerien zudem nicht 
angeregt – ein medialer Mix vor-Ort und im Remote-
Zustand wird empfohlen.  

Mobile Fomate, wie das Smartphone spielen dabei 
eine wesentliche Rolle. Beteiligung kann somit allge-
genwärtig stattfinden, wenn auch manche Ebenen der 
Partizipation aufgrund ihrer Komplexität schwer zu 
vermitteln sind. Der Bereich Geoinformation in der 
Raumplanung schafft es bereits mittels interaktiven 
Karten und den dort eingespeisten städtischen und 
weiteren sektoralen Daten komplexe Sachverhalte, 
wie räumliche Funktionszusammenhänge visuell 
nachvollziehbar zu machen. Das ist ein erster Schritt in 
die richtige Richtung, wenn auch technisch geschultes 
Personal für die Vermittlung von Informationen mit-
tels so genannter XXL-Tablets bereitgestellt werden 
muss. Die müssen das entsprechende Kartenmaterial 
(er-)kennen und an geeigneter Stelle einsetzen kön-
nen. 

Die bisherigen Ergebnisse aus Forschungsprojekten 
und Öffentlichkeitsbeteiligungen zeigen, dass mobile 
Online-Formate, wie das Tablet oder das Smartphone, 
unabhängig von Alter und Geschlecht, bei Offline-Ver-
anstaltungen oder im öffentlichen Raum beliebt in ih-
rer Anwendung sind. Besonders in Kombination mit 
Augmented Reality können konkrete Stadt- und Ver-
kehrsplanungsvorhaben anschaulicher und verständ-
licher vermittelt werden und so einen besseren Infor-
mationstransfer generieren. Sie sind dabei nutzer-
freundlich, anschaulich und Informationen sind ver-
ständlich. 

Das Smartphone als Partizipationstool für den Emp-
fang von Informationen von Planungsvorhaben sowie 
Konsultationsoptionen im öffentlichen Raum einzu-
setzen, birgt noch technische Herausforderungen, wie 
z.B. relevante aber eine noch ungenaue Geolokalisie-
rung bei Mobile Augmented Reality oder begrenzte 
Speicherkapazitäten beim mobilen Abrufen von Da-
tensätzen.  

Abbildung 11 Beteiligungsapp „be a PARTicipation” – Befragung und Anwendung 
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Das Smartphone steckt bisher als Beteiligungstool 
noch in den Kinderschuhen, birgt jedoch immenses 
Potential eine einfache planerische Informations- und 
Übersetzungshilfe mit aktivem Handlungsmodus zu 
sein. Es wird weiterhin qualitative wie quantitative Er-
kenntnisse im Umgang mit dem Smartphone als po-
tentielles Partizipationsmedium sowie technologische 

Fortschritte benötigt, um dieses konkret anwenden zu 
können. 
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Der Ausbau der Ladeinfrastruktur für batterieelektrische Fahrzeuge erfordert die Identifikation von Bereichen, in 
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1. Einleitung 

Nachdem Deutschland zunächst das Ziel verfehlt 
hat, bis 2020 eine Million Elektrofahrzeuge auf die 
Straße zu bringen (Bundesregierung 2009), verlagert 
sich die deutsche Automobilindustrie in letzter Zeit 
verstärkt auf batterieelektrische Fahrzeuge (BEV) 
(Wappelhorst 2020), wodurch die Erweiterung der La-
deinfrastruktur zunehmend dringlicher wird (Routes 
de France; ERF, FNTP; FIEC; CICA 2020). Die Verfügbar-
keit von Lademöglichkeiten wird im Hinblick auf die 
Kaufentscheidung zugunsten eines Elektrofahrzeugs 
als elementar erachtet (Buckstegen 2017; PwC Strate-
gie& 2020; Wolbertus 2020). In Hamburg waren An-
fang 2022 nur 13078 BEV registriert (KBA 2022), aber 
eine aktuelle Studie rechnet für Hamburg bis 2030 mit 
bis zu 320000 BEV, die bis zu 23000 normale und mehr 
als 1000 öffentliche Gleichstrom-Schnellladestationen 
benötigen würden (Nicholas & Wappelhorst, 2020). 

Die Stadt Hamburg hat bereits 2014 einen Master-
plan für öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur ver-
abschiedet (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg 2014), der den Aufbau von 592 Ladepunk-
ten im öffentlichen Raum für voraussichtlich 4900 
Fahrzeuge im Jahr 2016 vorsieht. Im Dezember 2019 
hat die Zahl der öffentlichen Ladepunkte im gesamten 
Stadtgebiet 1000 überschritten. Kurzfristig kann es zu 
Engpässen kommen, wenn eine Quote über 10 Fahr-
zeugen pro öffentlichem Ladepunkt überschritten 

wird, die in der europäischen Verordnung für alterna-
tive Kraftstoffe als Obergrenze empfohlen wird. An-
dere Regionen bieten attraktivere Kennzahlen – z.B. 
5,5 – 7,0 in den vier großen Stadtregionen der Nieder-
lande (Wolbertus 2020). Die aktuellen Entwicklungen 
in Hamburg und im Rest Deutschlands erfordern da-
her einen zeitnahen Ausbau der Ladeinfrastruktur. 

Die öffentliche Ladeinfrastruktur in Hamburg wurde 
mithilfe einer Heatmap lokalisiert, in der das Nachfra-
gepotential für öffentliches Laden anhand einer Reihe 
von Umgebungsattributen beurteilt wurde. Eine Aus-
wertung der Ladedaten ergab jedoch niedrige Korre-
lationskoeffizienten zwischen den in der Heatmap be-
rücksichtigten Umgebungsattributen und dem beo-
bachteten Ladebedarf. Im Rahmen des Projektes „E-
MetropoLIS“, in dem öffentlich zugängliche Ladeinfra-
struktur in Ballungsräumen evaluiert wird, soll diese 
Studie Faktoren identifizieren, die einen Standort mit 
hoher Nachfrage von einem Standort mit geringer 
Nachfrage unterscheiden, sofern sich die bisher be-
trachteten Merkmale nicht wesentlich unterscheiden. 
Die hierfür gewählte Methode ist der Vergleich öffent-
licher Ladestationen in unmittelbarer Nachbarschaft 
zueinander, die ähnliche oder identische Umgebungs-
eigenschaften aufweisen, deren Auslastung jedoch 
stark voneinander abweicht. Mit diesem Vergleich sol-
len Faktoren identifiziert werden, die bisher nicht be-
rücksichtigt wurden, aber für die Auslastung öffentli-
cher Ladeinfrastruktur relevant sein können. 

*Korrespondierender Autor:  Timotheus Klein*, ARGUS Stadt und Verkehr, t.klein@argus-hh.de 
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Der nächste Abschnitt gibt einen kurzen Überblick 
über den bisherigen Standortwahlansatz in Hamburg, 
die zugrunde liegenden Überlegungen und die Ergeb-
nisse der Evaluation. Der folgende Abschnitt be-
schreibt die Daten und den methodischen Ansatz die-
ser Studie. Der dritte Abschnitt und die darauf folgen-
den präsentiert die Ergebnisse, die im letzten Ab-
schnitt diskutiert werden. 

 
2. Lokalisierung der bestehenden öffentlichen La-
destandorte in Hamburg 

Zielsetzung des ursprünglichen Ansatzes für die 
Standortwahl für öffentliche Ladeinfrastruktur in 
Hamburg war neben einer maximalen Auslastung 
auch strategische Überlegungen wie die Unterstüt-
zung intermodaler Wegeketten mit batterieelektri-
schen Carsharing-Fahrzeugen und dem ÖPNV. Für 
über 50.000 wabenförmige Zellen mit einem maxima-
len Durchmesser von 150 Metern wurden dement-
sprechende Umgebungsvariablen bewertet. Die Be-
wertung berücksichtigte die Erreichbarkeit mit öffent-
lichen und privaten Verkehrsmitteln, die Dichte der 
Wohn-, Gewerbe- und Freizeitnutzung, die Entfer-
nung zu Points of Interest (POI) mit Einkaufsgelegen-
heiten und verschiedene Einrichtungen wie Bibliothe-
ken, Ämter usw. Für vordefinierte Klassen der unter-
schiedlichen Attributskategorien wurden Punkte ver-
geben und durch Addition zu einer Gesamtpunktzahl 
aggregiert (Tabelle 1). Gebiete, die ausweislich einer 
hohen Gesamtpunktzahl ein hohes Ladebedarfspo-
tenzial aufweisen, wurden vor Ort unter Berücksichti-
gung der straßenräumlichen Situation, des urbanen 
Umfelds und der elektrischen Infrastruktur unter-
sucht. 

 
Tabelle 1: Umgebungsvariablen, Datenquellen und dimen-
sionslose Bewertung der Rasterwaben für die Ladeinfra-
struktur (Klein & Scheler, 2018). ALKIS = Amtliches Liegen-
schaftskatasterinformationssystem, BGF = Bruttoge-
schossfläche 

Quelle: ARGUS 

Dieser allgemeine Ansatz und die zur Abschätzung 
des potenziellen Ladebedarfs verwendeten Umge-
bungsvariablen spiegelten den Stand von Forschung 
und Praxis wider. Methodiken zur Lokalisierung von 

Ladeinfrastruktur auf städtischer oder lokaler Ebene 
orientieren sich an nutzerInnenspezifischen Anforde-
rungen und berücksichtigen das tatsächliche Ver-
kehrsaufkommen, die Verkehrsbeziehungen, das po-
tenzielle NutzerInnenverhalten und die räumlichen 
Strukturen (Brost, Funke, & Lembach 2018; Csaba, 
Bálint, Földes, Wirth, & Lovas 2019; Niels, Bogenber-
ger, Gerstenberger & Hessel 2020). Grundlage dieser 
Praxis sind Erhebungen zum potenziellen, beabsichtig-
ten oder praktizierten Ladeverhalten (BuW 2017; Kon-
tou, Liu, Xie, & Wu 2019; Csaba et al. 2019). 70 % der 
NutzerInnen von Elektrofahrzeugen gaben an, min-
destens monatlich öffentliche Ladeinfrastrukturen zu 
nutzen. Zudem fanden mehrere Studien heraus, dass 
Parkdauern von mindestens 15 Minuten für einen La-
devorgang attraktiv sind, sodass sich Aktivitäten mit 
entsprechender Dauer für eine nutzerzentrierte Aus-
wertung besonders eignen (BuW 2017; Csaba et al. 
2019). Grober, Janßen, & Kücükay (2020) beobachte-
ten, dass BEV-FahrerInnen jede Gelegenheit zum Auf-
laden nutzen, egal ob notwendig oder nicht. Mögliche 
Motive sind die Angst vor leeren Akkus, exklusives Par-
ken zum Aufladen von Fahrzeugen und die obligatori-
sche Aufladung bei der Anmietung. Es überrascht da-
her nicht, dass größere Städte mehr Ladevorgänge pro 
Station aufweisen als kleinere Städte (Ziem-Milojevic 
& Wanitschke 2020). Allerdings schätzen Wirges, Lin-
der & Kessler (2012) ein, dass nur ein kleiner Teil aller 
Ladevorgänge in der öffentlichen Infrastruktur statt-
finden wird. Der überwiegende Teil tritt im privaten 
Bereich auf, zum Beispiel in Garagen mit hauseigenen 
Wallboxen. Dieser Umstand erfordert einen Kompro-
miss zwischen einer sichtbaren, also möglichst hohen 
Anzahl von Ladestationen und deren Auslastung. In je-
dem Fall muss die öffentliche Ladeinfrastruktur attrak-
tiv sein und in einem Umfang genutzt werden, der die 
öffentlichen Investitionen in Infrastruktur und Stadt-
raum rechtfertigt. 

Der Planungsprozess in Hamburg wurde 2018 eva-
luiert. Im Fokus der Evaluation stand der Zusammen-
hang zwischen quantifizierbaren Umweltmerkmalen 
und Ladebedarf auf der Ebene der hexagonalen Git-
terzellen. Der Ladebedarf wurde anhand von Ladeer-
eignissen und dem Energieverbrauch quantifiziert. 
Alle Korrelationskoeffizienten lagen für den gesamten 
Datensatz unter 0,36 und für eine Teilmenge von La-
destationen mit einer speziellen Markierung auf dem 
Boden der entsprechenden Parkplätze unter 0,62 
(Klein & Scheler 2018). 

 
2. Methode und Daten 

Grundlage dieser Analyse ist ein Datensatz von ca. 
150.000 Ladeereignissen an öffentlichen Ladepunkten 
in Hamburg in den Jahren 2018 und 2019, der vom lo-
kalen Netzbetreiber Stromnetz Hamburg (SNH) für 
das Forschungsprojekt E-MetropoLIS bereitgestellt 
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wurde. Die Tabelle der Ladeereignisse enthält die ent-
sprechende Ladestation, Zeitstempel für Start und 
Stopp des Ladevorgangs und die verbrauchte Energie 
in Kilowattstunden. Die Ladedaten wurden für La-
destationen aggregiert. Parameter zur Quantifizie-
rung des Ladebedarfs sind die Anzahl der Ladevor-
gänge, die Dauer aller Ladevorgänge und die ver-
brauchte Energie. Es wurden zwei Jahre, 2018 und 
2019, analysiert und alle Parameter durch die Anzahl 
der Betriebstage im jeweiligen Jahr dividiert. Saisonale 
Schwankungen wurden nicht analysiert. 

Um zu erkennen, wo die lokale Variation der Umge-
bung zu großen Unterschieden im Ladebedarf führt, 
wurden Gradienten zwischen Paaren von Ladestatio-
nen nach Gleichung (1) berechnet. 

 

 𝑔 =
𝑚2−𝑚1

𝑑
   (1) 

      
mit g:  Gradiente 

m:  Maßeinheit (z.B. Kilowattstunden); 
 index:  Nummer der Ladestationen in  
   Tabellen 2 und 3. 
 d: Distanz [m] 
 
Diese Gradienten setzen die Differenz des Ladebe-

darfs ins Verhältnis zur Entfernung zwischen zwei La-
destationen. Es wurden nur Paare von Ladestationen 
im Abstand von weniger als 300 m zueinander berück-
sichtigt. Ladestationen mit Wechselstrom (AC) wur-
den nicht mit Stationen, die Gleichstrom (DC) liefern, 
gepaart, um Auswirkungen der Ladegeschwindigkeit 
zu eliminieren. Sowohl AC- als auch DC-Ladestationen 
im Datensatz verfügen im Allgemeinen über zwei La-
depunkte, mit einer Ausnahme, die nicht in den nach-
folgend erörterten Einzelfällen vorkommt. 

Auch die mit aktuellen Landnutzungsdaten und der 
Gewichtung von Klein et al. (2018) berechneten Be-
wertungen wurden verglichen, indem die Gradienten 
zwischen den benachbarten Bewertungen berechnet 
wurde (Tabellen 2 und 3). Diese weisen vor allem auf 
Unterschiede in der Flächennutzungsdichte (Wohnen, 
Gewerbe) hin. In geringerem Maße berücksichtigt der 
Standort-Score auch die Frequenz des ÖPNV, Entfer-
nungen zu Einkaufs-, Freizeit- und Privatangelegenhei-
ten sowie zu Ausfallstraßen, da diese Faktoren in den 
ursprünglichen Standort-Score einfließen. In dieser 
Form wurden quantitative Kennwerte berücksichtigt. 
Vor allem zielt diese Studie hingegen auf eine indivi-
duelle Untersuchung von Einzelfällen ab, die möglich-
erweise besser geeignet ist, den tatsächlichen Pla-
nungsprozess zu unterstützen als beispielsweise eine 
Regressionsanalyse von Umgebungsvariablen. 

Unter den Paaren von AC-Ladestationen wurden die 
fünfzehn höchsten Gradienten für den Energiever-
brauch untersucht. Da ein offensichtlicher Zusam-
menhang zwischen Energieverbrauch einerseits und 

Verbindungsdauer bzw. Anzahl Ladeereignissen ande-
rerseits besteht, wurden die Gradienten zwischen 
letzteren nach einem ersten Screening nicht separat 
untersucht. Unter den DC-Ladestationen wurden nur 
fünf Paare ausgewählt, da es für weitere Beispiele 
nicht genügend DC-Ladestationen in hinreichender 
Nähe zueinander gab. 

Der allgemeine Arbeitsablauf dieser Studie lässt sich 
wie folgt zusammenfassen: 

 
1) Aggregation der Ladedaten für 2018 und 

2019. 
2) Berechnung der Gradienten für AC- und DC-

Ladestationen. 
3) Auswahl von bis zu 15 Paar Ladestationen 

mit den höchsten Gradienten. 
4) Untersuchung der lokalen Umgebung ausge-

wählter Ladestations-Paare auf potenziell re-
levante Aspekte. 

 
3. Ergebnisse 

Die Ergebnisse für die AC-Ladesäulen sind in Tabelle 
2 dargestellt, die für die DC-Ladesäulen in Tabelle 3. In 
beiden Tabellen ist die erste Ladesäule (Nr. 1) dieje-
nige, an der weniger Energie verbraucht wurde. Im All-
gemeinen sind die Unterschiede zwischen den norma-
lisierten Scoring-Werten gering, nur zwei von fünf-
zehn liegen über 0,1. Insgesamt zeigen die ausgewähl-
ten Daten einen deutlichen Anstieg der Nachfrage von 
2018 bis 2019. Generell ist eine Tendenz zu mehr La-
deereignissen, längeren Ladezeiten und höherem 
Energieverbrauch zu erkennen, trotz des Ausbaus der 
öffentlichen Ladeinfrastruktur von 413 Ladestationen 
Ende des Jahres 2018 auf 473 Ende 2019. 

Die örtliche Umgebung der in den Tabellen 2 und 3 
aufgeführten Paare öffentlicher Ladestationen wer-
den im folgenden Abschnitt detaillierter beschrieben. 

Die Unterschiede zwischen quantifizierbaren Umge-
bungsvariablen, wie sie im normalisierten Scoring-
Wert zusammengefasst sind, sind im Allgemeinen ge-
ring, mit zwei Ausnahmen. Die Vorzeichen der Gradi-
enten der normalisierten Scores stimmen nicht immer 
mit denen der Gradienten des Energieverbrauchs 
überein. In fünf von fünfzehn Fällen fiel ein höherer 
Score mit einem niedrigeren Energieverbrauch zu-
sammen. Dies bestätigt die Annahme, dass allein 
quantifizierbare Umgebungsvariablen nicht die ideale 
Position für eine Ladestation im fußläufigen Umfeld 
berechnen können. 
  



17 
 

Tabelle 2: Unterschiede beim Energieverbrauch [kWh/Tag] 
zwischen benachbarten AC-Ladestationen und andere La-
dekennzahlen für 2019 und 2018 (zweite Zeile). Auswahl 
der fünfzehn AC-Ladesäulenpaare mit dem höchsten Gra-
dienten für Energieverbrauch bezogen auf die Entfernung 
im Jahr 2019. 

 

Quelle: ARGUS 

Tabelle 3: Unterschiede beim Energieverbrauch [kWh/Tag] 
zwischen benachbarten DC-Ladestationen und andere La-
dekennzahlen für 2019 und 2018 (zweite Zeile). Auswahl 
der fünfzehn DC-Ladesäulenpaare mit dem höchsten Gra-
dienten für Energieverbrauch bezogen auf die Entfernung 
im Jahr 2019. 

 

Quelle: ARGUS 

Die detailliertere Betrachtung der Leistungsfähig-
keit und des lokalen Umfelds benachbarter Ladesäu-
len offenbart ein wiederkehrendes Thema für eine at-
traktive Ladeinfrastruktur: gute Anfahrbarkeit für Au-
tofahrerInnen und Erreichbarkeit für FußgängerInnen 
sowie Sichtbarkeit für möglichst viele regelmäßig und 
zufällig vorbeifahrende potenzielle NutzerInnen. Ins-
besondere die Lage der Ladeinfrastruktur in Einbahn-
straßen, die lange Umwege erfordern, erscheint einer 

wirtschaftlichen Nutzung abträglich. Folglich sollten 
Kennwerte der Erreichbarkeit zur Identifizierung von 
Ladeinfrastrukturstandorten idealerweise das Pkw-
Routing auf Hausnummernebene berücksichtigen und 
dabei nicht nur Einbahnstraßen, sondern auch zuläs-
sige Abbiegebewegungen und Fahrtrichtungsteiler 
berücksichtigen. 

Darüber hinaus scheinen eine gute Sichtbarkeit und 
die Möglichkeit, den Ladevorgang mit Besorgungen 
oder alltäglichen Freizeitaktivitäten zu kombinieren, 
zur Attraktivität einer öffentlichen Ladestation beizu-
tragen. Dies setzt jedoch eine gute fußläufige Erreich-
barkeit solcher Nutzungen von der Ladestation vo-
raus. 

 
4. Detailbetrachtung für AC-Ladestationen 

402 und 267: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 267 um 74% höher als an 
Ladestation Nr. 402. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Ladestation Nr. 
267 liegt in der eher ruhigen innerstädtischen Er-
schließungsstraße Altstädter Straße mit vielen Park-
plätzen und einigen Dienstleistungs- und Einkaufs-
möglichkeiten im Erdgeschoss. Nr. 402 liegt am „Jo-
hanniswall“, einer Sammelstraße gegenüber dem 
„City-Hof“, dessen Abriss im April 2019 begann. 

901 und 231: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 231 um 49% höher als an 
Ladestation Nr. 901. Auch die Anzahl der Ladevor-
gänge war höher, die Ladezeit jedoch kürzer. Ladesta-
tion Nr. 231 liegt am Alstertor, einer innerstädtischen 
Erschließungsstraße mit zahlreichen Geschäften im 
Erdgeschoss, gegenüber von einem der renommier-
testen Theater Hamburgs (Thalia). Nr. 901 befindet 
sich in einer Garage eines Einkaufszentrums. 

531 und 474: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 474 um 283% höher als an 
Ladestation Nr. 531. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Ladestation Nr. 
474 befindet sich in der Marktstraße, einer Erschlie-
ßungsstraße und beliebten Einkaufsstraße mit Einrich-
tungsverkehr. Nr. 531 befindet sich in der „Laeisz-
straße“, einer Sackgasse, die früher an die „Markt-
straße“ anschloss und gesperrt wurde (vgl. LGV FHH 
2020), vermutlich um den Durchgangsverkehr zu re-
duzieren. 

556 und 249: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 249 um 164% höher als an 
Ladestation Nr. 556. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Ladestation Nr. 
249 liegt an der Seilerstraße, einer Erschließungs-
straße, die auf ihrer Südseite als Zufahrt zu den Veran-
staltungsorten der Reeperbahn dient und auf der 
Nordseite von mehrgeschossigen Wohnhäusern ge-
säumt wird. Am westlichen Ende der Straße befindet 
sich ein großes Parkhaus unterhalb eines Büroturms 
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mit einer Autovermietung. Der Standort ist über die 
Bundesstraße B4 gut zu erreichen. Nr. 556 liegt an der 
Clemens-Schultz-Straße, einer Erschließungsstraße in 
einem Wohngebiet mit mehreren Geschäften, Bars 
und Restaurants. Sie ist auf dem größten Teil ihrer 
Länge eine nach Osten ausgerichtete Einbahnstraße, 
jedoch nicht auf dem Abschnitt, wo sich Ladestation 
Nr. 556 befindet (Abbildung 1). Ladestation Nr. 556 ist 
für das Längsparken auf der Nordseite der Straße vor-
gesehen, so dass die Benutzer Richtung Westen fah-
ren müssen, um StVO-konform zu parken. 

 

 

Abbildung 1: Lage der Ladestationen Nr. 556 und Nr. 249 
(Quelle ARGUS) 

 
693 und 351: Im Jahr 2019 war der Energiever-

brauch an Ladestation Nr. 351 um 285% höher als an 
Ladestation Nr. 693. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Ladestation Nr. 
351 liegt an einer Hauptverkehrsstraße im Zentrum 
von Altona, der Barnerstraße, gegenüber dem Kultur- 
und Konzerthaus „FABRIK“. Nr. 693 liegt an der Bah-
renfelder Straße, einer Sammelstraße, die orthogonal 
zur Barnerstraße verläuft und aus dem Zentrum her-
ausführt. In der Bahrenfelder Straße gibt es wesentlich 
mehr Geschäfte und Dienstleistungen. Allerdings 
wurde Nr. 693 erst im August 2019 installiert (Abbil-
dung 2). 

218 und 446: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 446 um 349% höher als an 
Ladestation Nr. 218. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Die Ladestation 
218 befindet sich an der Erschließungsstraße Born-
straße, in der Nähe der Sammelstraße Grindelhof. Das 
Gebiet ist durch den angrenzenden Universitätscam-
pus, ein Programmkino und entsprechende Geschäfte 
und Dienstleistungen geprägt. Es wurde ein hoher 
Parkdruck in der Umgebung beobachtet (ARGUS 
2004). Die Bornstraße ist ohne Linksabbieger an die 
Grindelallee, eine Hauptverkehrsstraße, und an den 
Grindelhof, eine Einbahnstraße zwischen Grindelallee 
und Bornstraße, angeschlossen. Ladestation Nr. 446 
liegt weiter nördlich am Grindelhof und ist über meh-
rere Sammelstraßen (Hallerstraße, Rothenbaum-
chaussee) leichter zu erreichen. 

 

 

Abbildung 2: Lage der Ladestationen Nr. 351, 693 und 
527 (Quelle ARGUS) 

 
635 und 300: Im Jahr 2019 war der Energiever-

brauch an Ladestation Nr. 300 um 152% höher als an 
Ladestation Nr. 635. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Beide Ladestatio-
nen befinden sich in Erschließungsstraßen nahe der 
Bundesstraße B431 „Bahrenfelder Chaussee“ / „Stre-
semannstraße“ in der Nähe eines umgenutzten Fab-
rikgeländes. Beide Erschließungsstraßen sind Sackgas-
sen. Es gibt eine moderate Anzahl von Dienstleistun-
gen, Geschäften und Gastronomiebetrieben in der 
Umgebung. Der Hauptvorteil der Station Nr. 300 über 
Station Nr. 635 ist, dass erstere vom Bahrenfelder 
Steindamm aus gut zu erreichen ist, der das Ortszent-
rum Ottensen im Süden mit dem Bornkampsweg ver-
bindet, der weiter nördlich zur Autobahn A7 führt (Ab-
bildung 3). 

 

 

Abbildung 3: Lage der Ladestationen Nr. 635 und 300 
(Quelle ARGUS) 

 
527 und 351: Im Jahr 2019 war der Energiever-

brauch an Ladestation Nr. 351 um 141% höher als an 
Ladestation Nr. 527. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Ladestation Nr. 
351 liegt an einer Hauptstraße im Zentrum von Altona, 
Barnerstraße, gegenüber dem Kultur- und Konzert-
haus „FABRIK“. Nr. 527 befindet sich im Nernstweg, 
einer ruhigen Anliegerstraße mit kaum Geschäften 
und Dienstleistungen (Abbildung 2). 
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326 und 212: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 212 um 280% höher als an 
Ladestation Nr. 326. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Ladestation Nr. 
326 befindet sich in der „Präsident-Krahn-Straße“, ei-
ner Einbahnstraße, die die Sammelstraße „Julius-Le-
ber-Straße“ mit dem Altonaer Fernbahnhof verbindet. 
Aufgrund von Bauarbeiten an der Unterführung der 
Julius-Leber-Straße unter dem Bahnhof war die Zu-
fahrt zur Präsident-Krahn-Straße seit 2016 noch wei-
ter eingeschränkt. Nr. 212 liegt an der Max-Brauer-Al-
lee, einer großen Ringtangente, die Altona mit dem 
Norden Hamburgs verbindet. Nur wenige Gehminu-
ten von Ladestation Nr. 212 befindet sich eine Fuß-
gängerzone. 

568 und 438: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 438 um 99% höher als an 
Ladestation Nr. 568. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Die Ladestation 
568 ist eine neue Anlage auf der Ostseite der 
Kellinghusenstraße, einer Sammelstraße mit regelmä-
ßigem ÖPNV-Busverkehr. Nr. 438 befindet sich auf ei-
nem Parkplatz auf der gegenüberliegenden (westli-
chen) Seite. Ebenfalls auf der Westseite, in unmittel-
barer Nähe, befinden sich eine Schule und ein 
Schwimmbad. Weiter westlich befindet sich in fußläu-
figer Entfernung ein Marktplatz („Marie Jonas-Platz“) 
mit einem Supermarkt und weiteren Geschäften, Res-
taurants und einem dreiwöchentlichen Bio-Bauern-
markt. Die Fahrbahn der Kellinghusenstraße ist ca. 12 
m breit. Die nächste signalisierte Querungsmöglich-
keit befindet sich 200 m von der Ladestation Nr. 568 
entfernt, wodurch die Straße zu einer effektiven Bar-
riere zwischen der Ladestation und den Einrichtungen 
wird, die NutzerInnen anziehen könnten. 

551 und 203: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 203 war 595% höher als an 
Ladestation Nr. 551. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Die Ladestation 
551 befindet sich in der Schmarjestraße, einer Ein-
bahnstraße, die nur über Rechtsabbieger mit der Max-
Brauer-Allee verbunden ist, einer Haupttangente, die 
Altona mit dem Hamburger Norden verbindet. Nr. 203 
befindet sich in der Schillerstraße, einer Zufahrts-
straße zum Parken und Anliefern südlich der Fußgän-
gerzone „Neue Große Bergstraße“. 

468 und 222: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 222 um 303% höher als an 
Ladestation Nr. 468. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Die Ladestation 
468 befindet sich in der Buckmannstraße, einer Ein-
bahnstraße in St. Georg unweit des Hamburger Haupt-
bahnhofs. Nr. 222 liegt auf der Südseite des 
Steindamms, dem innerstädtischen Ende einer Haupt-
verkehrsstraße zum Nordwesten Hamburgs. In unmit-
telbarer Nähe von Nr. 222 gibt es einen Supermarkt, 

ein großes Bürogebäude und verschiedene andere Lä-
den und Dienstleistungen. 

644 und 523: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 523 um 1332% höher als an 
Ladestation Nr. 644. Die Anzahl der Ladevorgänge war 
höher und die Ladezeit war länger. Die Ladestation 
644 befindet sich in der Lichtwarkstraße, einer Er-
schließungsstraße in einem Wohngebiet. Die Straße 
ist auf der Südseite bebaut, während die Nordseite an 
ein Stadtbahngleis grenzt. Nr. 523 befindet sich am 
Loogeplatz an der Südseite des ÖPNV-Knotens 
Kellinghusenstraße (Bus- und Stadtbahnlinien U1 und 
U3). 

362 und 463: In den Jahren 2019 und 2018 wurde 
die Ladestation Nr. 362 kaum genutzt. Möglicher-
weise war sie aufgrund von Wartungsarbeiten oder 
angrenzenden Bauarbeiten nicht zugänglich. Die La-
destation 362 befindet sich an der „Schwarzen 
Straße“, einer Einbahnstraße, die zur Sammelstraße 
„Sievekingsdamm“ führt. Die Ladestation 463 befin-
det sich an der Bundesstraße B5 Burgstraße, direkt ne-
ben der Stadtbahnstation Burgstraße (U2 und U4). 

586 und 393: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 393 war 1709% höher als 
an Ladestation Nr. 586. Die Anzahl der Ladevorgänge 
war höher und die Ladezeit war länger. Die Ladesta-
tion 586 befindet sich in der Semperstraße, einer Er-
schließungsstraße in einem Wohngebiet von Barm-
bek. Nr. 393 liegt an der Bundesstraße und Bundes-
straße B5 „Barmbeker Straße“. In der Umgebung gibt 
es mehrere soziale Dienste (Kindertagesstätte, Spiel-
platz) sowie Freizeiteinrichtungen (Sportvereinsheim, 
Kleingärten). Nördlich von Nr. 393, Richtung Stadt-
bahnstation Borgweg (U3), befinden sich mehrere Ge-
schäfte. 

 
4. Detailbetrachtung für DC-Ladestationen 

37 und 32: Im Jahr 2019 war der Energieverbrauch 
an Ladestation Nr. 32 um 127% höher als an Ladesta-
tion Nr. 37. Die Anzahl der Ladevorgänge war höher 
und die Ladezeit war länger. Ladestation Nr. 32 befin-
det sich in der Sackgasse ‚Beim Grünen Jäger‘. In un-
mittelbarer Nähe befinden sich zahlreiche beliebte 
Geschäfte, Dienstleistungen, Bars und Restaurants. 
Vor Covid-19 war die Gegend eine der beliebtesten 
Gegenden Hamburgs für „Cornering“ (Schipkowski 
2015). Laut Augenzeugenbericht wurde die Station oft 
von Fahrzeugen des in Hamburg inzwischen einge-
stellten CleverShuttle genutzt. Die Straße ‚Beim Grü-
nen Jäger‘ ist an die Richtungsfahrbahn zu Innenstadt 
der Bundesstraße B4 „Neuer Pferdemarkt“ / „Buda-
pester Straße“ angebunden. Nr. 37 liegt in einer Sack-
gasse in einem reinen Wohngebiet. 

22, 49 und 37: Im Jahr 2019 war der Energiever-
brauch an Ladestation Nr. 37 um 2894% höher als an 
Ladestation Nr. 22, und 56% höher als an Ladestation 
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Nr. 49. Die Anzahl der Ladevorgänge war höher und 
die Ladezeit war länger. Beide Ladestationen Nr. 22 
und nr. 49 liegen oder befanden sich in einer Wohn-
gebiets-Sackgasse. Nr. 49 ersetzte 2019 Nr. 22, vier 
Monate nachdem diese geschlossen worden war. 

81 und 25, 47: Der Energieverbrauch an Ladestation 
Nr. 25 war um 21% höher als an Ladestation Nr. 81. 
Auch die Anzahl der Ladevorgänge war höher, die La-
dezeit jedoch kürzer. An der Ladestation Nr. 47 war 
der Energieverbrauch 16% höher als an der Ladesta-
tion Nr. 81. Die Ladezeit war ebenfalls länger, aber die 
Anzahl der Ladevorgänge war geringer. Die Ladesta-
tion 81 ist die dritte Installation vor der St. Michaels-
kirche. Während sie ähnlich gut angebunden ist wie 
ihre konkurrierenden Stationen Nr. 25 („Zeughaus-
markt“) und 47 („Schaarsteinweg“) könnten die wie-
derholten Sperrungen aufgrund von Wartungsarbei-
ten potenzielle NutzerInnen abgeschreckt haben. 
 
5. Diskussion und Schlussfolgerung 

Ziel dieser Studie war es, Aspekte des lokalen Um-
felds zu identifizieren, die die Nutzung öffentlicher La-
deinfrastruktur beeinflussen. Dazu wurden Gradien-
ten berechnet, die das Verhältnis von der Differenz im 
Energieverbrauch und der direkten Entfernung zwi-
schen verschiedenen Ladestationen mit ähnlicher La-
deleistung und -geschwindigkeit messen. Dieser An-
satz war erfolgreich, um schnell Paare benachbarter 
Ladestationen mit großen Unterschieden im Energie-
verbrauch zu identifizieren. Die Verwendung einer an-
deren Distanzmetrik im Nenner der Gradienten wäre 
möglich, z.B. die geroutete Geh- oder Fahrstrecke 
oder die Fahrzeit. Auch könnte eine lineare oder nicht-
lineare Ableitung der Distanzmetrik hilfreich sein, um 
die Steigung der Gradienten an sich zu interpretieren. 
Die im Ergebnis dargestellte Stichprobe von Ladesäu-
lenpaaren mit hohen Gradienten ist nicht groß genug, 
um die Auswirkungen eines der lokalen Faktoren zu 
quantifizieren. Sie zeigt allerdings, dass die Variation 
im lokalen Maßstab beträchtlich sein kann. In den 

meisten Beispielfällen hatte die attraktivere Ladesta-
tion trotz allgemein steigender Nachfrage mehr als 
den doppelten Energieverbrauch gegenüber der we-
niger attraktiven. 

Ein wichtiger Faktor dürfte die Beobachtung sein, 
dass BEV-Fahrer dazu neigen, jede Lademöglichkeit zu 
nutzen (Grober et al. 2020). Dies kann auch daran lie-
gen, dass das Aufladen bei einem durchschnittlichen 
Ladezustand viel schneller ist als das Aufladen des Au-
tos auf 100 % (FASTNED 2020). Zudem raten die Be-
treiber zunehmend von langen Ladevorgängen ab, z. 
ENBW (EnBW 2020). 

Die Ergebnisse dieser Studie legen nahe, dass es 
Faktoren bei der Standortwahl gibt, die mit einem 
Standort-Lokalisierungstool, insbesondere einem für 
eine ganze Stadt oder noch größere Gebiete konzi-
pierten, kaum berücksichtigt werden können und im 
Einzelfall eine suboptimale Platzierung zur Folge ha-
ben können: das Vorhandensein einer elektrischen 
Infrastruktur zur Stromversorgung und eine Vielzahl 
von potenziellen räumlichen Konflikten aufgrund der 
Knappheit des öffentlichen Raums in dicht besiedelten 
Stadtgebieten. Der sowohl automobilen als auch fuß-
läufigen Erreichbarkeit muss im Lichte dieser Ergeb-
nisse ein größeres Gewicht bei der Platzierung einge-
räumt werden.  

Im Hinblick auf die Bevorzugung gut erreichbarer 
Ladestationen an beliebten Standorten stellt sich mit 
den Ergebnissen dieser Studie jedoch auch die Frage, 
ob die flächendeckende Bereitstellung von Ladeinfra-
struktur in verdichteten urbanen Wohnquartieren 
ohne private Parkplätze wichtig genug ist, um entspre-
chende Konflikte in solchen Gebieten zu rechtfertigen. 
Vielleicht ist die Idee einer gleichmäßig über die ganze 
Stadt verteilten öffentlichen Elektroladeinfrastruktur 
genauso verfehlt wie die des leichten Elektrofahr-
zeugs vor einigen Jahren. Es könnte effektiver sein, be-
stehende und beliebte Ladestationen zu Ladehubs zu 
entwickeln. 
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Abstract 

This paper aims at investigating the savings potential of increasing the share of rail transport in the European 
freight transport sector regarding greenhouse gas emissions. This paper sets itself apart by using the realized 
modal shift instead of the potential as the starting point for calculating the associated potential reductions in GHG 
emissions. The expected emission reductions associated with shifting long-distance freight transport from road to 
rail until 2030, as considered in this paper, are estimated using the modal shift of EU-member states with the base 
year 2017 and national growth rates of rail share from 2005 to 2017. The expected emission reductions are rela-
tively small compared to the total emissions of the growing freight transport sector although (very) ambitious 
scenarios were assumed. To achieve a substantial reduction in greenhouse gas emissions, transport initiatives 
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1 Introduction 

You can’t make a silk purse out of sow’s ear – Or you 
can’t make all solutions out of rail transport.  

The freight transport sector accounts for almost a 
quarter of Europe’s greenhouse gas emissions (GHG). 
Within this sector, road transport is the largest emit-
ter, making up approximately 70% of the sector’s total 
GHG emissions (European Commission, 2016, 2014). 
This paper’s objective is to quantify and simulate the 
savings potential in terms of GHG emissions of shifting 
shares of road freight transport to rail (and combined) 
transport. 

The literature on the subject of transport-related 
externalities and emission reduction in general is 
broad in content and continuously expanding. For ex-
ample, Demir et al. (2015) deal with the quantitative 
assessment of negative externalities from freight 
transportation and investigates different pricing stud-
ies to internalize these (social) costs. Others simply 

discuss the individual performance, advantages, and 
disadvantages of different transportation modes or 
their competition in the freight sector (Reis et al., 
2013; Resor et al., 2004). In contrast to previous liter-
ature, however, this paper uses the EU-related shift 
potential of freight traffic from road to rail transport 
as the starting point for calculating the associated po-
tential reductions in GHG emissions from the freight 
transport sector.  

The European White Paper on transport states – 
this statement from 2011 is still valid – that freight 
transport by truck will dominate over short and me-
dium distances (below 300 km) (European Commis-
sion, 2011). This prediction of the European White Pa-
per is reinforced by looking at more recent data on the 
modal split in the EU, showing that the share of road 
transportation in the total inland freight transport is 
slowly – but constantly – growing since 2012 and 
reached a new high at 76.3% in 2019 (based on tonne-
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kilometres performed) (Eurostat, 2021). Additionally, 
another report states that the volume growth in the 
European land freight transport market expected by 
2030 will most likely have a high affinity to road 
transport (Rail Freight Forward, 2018). One strategy to 
reduce GHG emissions is to shift long-distance road 
freight (over 300 kilometres) to transport modes with 
lower CO2-emissions. 

The article consists of four main sections. After the 
introduction, Section 2 briefly discusses the various 
modes of transport in terms of logistical, financial, and 
environmental challenges; and makes a political clas-
sification in the EU-context. In the third section, the 
paper presents different scenarios for the future de-
velopment of the emissions of freight transportation 
and provides quantitative data on the emission sav-
ings potential of truck transportation in the EU27 until 
2030. The last section concludes the article. 
2 EU-Policy strategy and facts on freight trans-

port mode choice 

2.1 EU-Policy strategy on transportation 

In its strategy for low-emission mobility, the Euro-
pean Commission demands a reduction in GHG emis-
sions from transport by at least 60 % by mid-century 
compared to 1990 (European Commission, 2016, 
2014). Accordingly, the European Green Deal, among 
others, seeks to realize cleaner private (and public) 
transport and accelerate the decarbonisation of en-
ergy-intensive sectors (European Commission, 2020; 
Wyns and Khandekar, 2019). Aiginger and Schratzen-
staller (2016) propose seven game changing policy 
drivers for the decarbonization of the EU, with the 
fifth being support for new, efficient technologies to 
decouple energy and material inputs from output and 
output growth. As stated by the authors of the Euro-
pean White Paper and confirmed by recent data, 
freight transport in Europe is dominated by truck 
transportation until today, although there is a growing 
demand for greater integration of different modes of 
transport, such as rail or waterborne transport (Euro-
pean Commission, 2011; Eurostat, 2021; Eurostat, 
2018). 

In the future, both low economic and environmen-
tal costs will be crucial for actors in the freight trans-
portation sector to remain competitive and succeed 
on the market in the long term, drawing growing at-
tention and importance to the concept of intermodal 
freight transportation and the reduction of road 
freight transport. Mathisen and Hanssen (2014) found 
that the academic interest in the form of published ar-
ticles dealing with intermodal freight transport grew 
from 2000 onwards presumably to a large extent due 
to a stronger political focus on intermodal transport as 
a promising concept to reduce external costs of 
freight truck transport. In this context, Islam et al. 

(2016) added the influence of the European White 
papers on competitive prices of combined freight 
transport, heavier and longer trains, wider loading 
gauges, higher speeds, and better utilization of 
wagon spaces as further explanations for the recent 
strengthening of intermodal transport. 

The political ambitions also have an increasing 
macroeconomic dimension. While minimizing firm-
level (i.e., internal) costs has always been a common 
corporate practice and target, the issue of reducing 
negative (environmental) externalities from using cer-
tain freight transport modes has gained attention only 
in the last decades. 

2.2 The logistical, financial and environmental di-
mensions of freight transport modes 

The determination of the most cost-effective 
transport mode for a certain good depends on three 
concerns: logistical, financial, and environmental. In 
this section, we shortly analyse the strengths and 
weaknesses of the individual modes of transport re-
garding each of these concerns. The observed modes 
of freight transport are road, rail, and inland waterway 
transportation. The unit of measure is usually in (met-
ric) tonne-kilometres (transportation of one ton of 
good over one kilometre) or absolute volume 
(tonnes), values (Euro) or number of containers trans-
ported in shares of transport modes (Eurostat, 2019). 
In 2017, road transportation was still the dominant 
freight transport mode (77%) within the EU, followed 
by railway (17%), and waterways (6%). Just a few 
countries have road shares below 50%. These are Lat-
via (74% rail), Lithuania (67% rail), Romania (30% rail, 
27% inland waterways), and the Netherlands (6% rail, 
45% inland waterways) (Eurostat, 2020). 

From a logistical perspective, transportation on 
road has three main advantages (Reis et al., 2013). 
Firstly, carriers can reach almost every node in Europe 
directly. Secondly, the high compatibility of European 
road systems allows an actor to use the same type of 
freight truck on almost every road on the European 
continent. And third, on medium and short distances 
of up to 300 km (Carboni and Dalla Chiara, 2018), 
goods cannot be transported faster by any other 
mode of transport. However, road freight transport 
also faces significant limitations, with the most im-
portant one being the capacity limits of motorways.  

Contrary to the road system used by trucks, rail-
roads do not always have universal specifications 
(track gauge, etc.) and regulations (traffic control sys-
tems, etc.), even within the European Union. For ex-
ample, cross-border rail freight transport is often 
hampered by varying rail gauges (e. g. Spain; Puffert, 
2002). Other differences between truck and rail 
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freight traffic include the presence of mixed traffic es-
pecially for rail freight transport (i.e., a high reliance 
on night trips due to the exploitation of the (same) rail 
network by passenger trains during the day in many 
countries) and a wide speed range of freight trains 
(with averages of 45 km/h up to 230 km/h) across Eu-
ropean countries (Teuber et al., 2015; UIC, 2020; 
UN/ECE, 2001).  

Compared to inland vessels, trucks using the road 
networks (e.g., highways, main roads) have higher ve-
locities. Further restrictions on inland shipping include 
the lack of year-round navigable waterways, such as 
the Elbe and Oder rivers, and passage restrictions due 
to bridge heights (Teuber et al., 2015).  

In their quantitative analyses regarding the internal 
costs of freight transportation, Black et al. (2003), Kim 
et al. (2011), and Carboni and Dalla Chiara (2018) es-
timate the price of freight transportation by truck at 
0.58–1.37 euros per kilometre, referring to the 
transport of a 40-foot container (ITU 40’) and assum-
ing a vehicle utilization rate of 0.85. With regard to rail 
freight transport, the estimated transport costs per 
kilometre are between 0.46 and 1.35 euros. However, 
additional costs are incurred due to the transhipment 
process in the terminals, amounting to 27 euros and 
36–60 euros per rail-rail and rail-road transfer of an 
ITU (40’), respectively (Black et al., 2003; Kim et al., 
2011; Carboni and Dalla Chiara, 2018; European Com-
mission, 2002). In addition, due to the mandatory han-
dling of goods at terminals for rail and water transpor-
tation, organizational and management costs are 
lower for road transportation than for both rail and in-
land waterway transport (Reis et al., 2013).  

Besides private (financial) costs, which are referred 
to as internal costs, main challenges arise from the im-
pact of transportation activities on the environment. 
Environmental effects can be regarded as externalities 
as they are usually not considered by profit-focused 
firms in their price setting unless they have already 
been internalized, for example, through regulatory 
measures. In the case of freight transport, the nega-
tive externalities show up in the form of air, water and 
noise pollution, congestion, accidents, and land use. In 
what follows, we focus on CO2 emissions as a particu-
lar severe type of long-term externality.  

3 Freight transportation in the EU and future 
scenarios  

Although the European White Paper (2011) on 
transport states that freight transport by truck will still 
dominate over short and medium distances (roughly, 
below 300 km), which can be confirmed by recent 
data on the modal split (Eurostat, 2021), it also states 
that 30 % and more than 50 % of road freight over 300 
km shall be shifted to other modes of transport, such 

as rail or waterborne transport, by 2030 and 2050, re-
spectively. This goal is still relevant for the conversion 
of freight traffic. Against this background, the authors 
analyse whether and how combining the individual 
advantages of different transport modes (i.e., inter-
modal, or combined transport) can develop into a new 
best fit model for the transportation of freight.  

3.1 The ‘modal shift potential’ 

The ‘modal shift potential’, as an indicator of Euro-
stat (tran_im_mosp), provides information on the 
share of freight containers transported by road over 
long distances (300 kilometres or more) in the total 
number of containers transported in road freight 
transport. These containers could theoretically be 
shifted to rail or inland waterways, thus contributing 
to the reduction of CO2 emissions from the transport 
sector. Note that these numbers do not take into ac-
count general changes in the total transport volumes 
and solely refer to the emission reduction potential 
associated with a modal shift from road to rail. Ceteris 
paribus, this means that all other (technological) fac-
tors – such as drive technology, units – remain con-
stant.  

In the EU28, the share of such long-distance con-
tainer transport by road was 41.2% in 2017 when 
measured in terms of the transport performance 
(tonne-kilometres). When measured in terms of vol-
umes (tonnes), the share is much lower (8.2%). Since, 
by definition, the performance is the product of vol-
ume and distance, the large discrepancy between the 
two indicators can only mean that the average con-
tainer is transported over relatively short distances. 
The less frequent long-distance transports over 300 
km or more, however, contribute more to the 
transport performance (measured in tkm) (Figure 1). 

 

 
Figure 1: Modal shift potential of long-distance road 
freight in containers (t, tkm), 2017, Source: Eurostat 
(2020), HWWI 
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The modal shift potential as provided by Eurostat 
does not consider whether the long-distance road 
freight can actually be shifted to rail. No information 
on the railway network is reflected in the indicator. 
Therefore, to obtain more realistic scenarios for the 
future development, the “realized” modal shift is an-
alysed instead. It is computed from the observed in-
crease of rail in the modal split of freight transport in 
each country. Figure 2 shows the median increase in 
the share of rail freight transport between 2005 and 
2017. Most countries did not manage to increase the 
share of rail freight during the observed period. 

 

 

Figure 2: Observed share of rail in modal split (2006-
2017), Source: Eurostat (2020), HWWI 

3.2 Carbon dioxide scenarios 

Given the recently growing public awareness and 
concern about adverse environmental develop-
ments, it can be expected that countries will be in-
creasingly pressured and more ambitious to reduce 
the share of road freight transportation in the future 
than they have been in the past. However, realistic 
scenarios should still be based on the observed devel-
opment in the past. The median shown in Figure 2 
corresponds to the 50%-quantile which means that, 
in roughly half of the considered years, the respective 
country achieved at least the displayed increase in 
the rail share. It seems natural to consider higher 
quantiles (which are larger) to construct optimistic 
scenarios for the future growth rates of the rail share.  

Therefore, with regard to the ambitious modal 
shift scenario described in this paper, a constant an-
nual increase in the rail freight share corresponding 
to the 75%-quantile of the observed median annual 
change in the EU-28 countries looked at in Figure 2 
between 2005 and 2017 is considered. The very am-
bitious modal shift scenario is calculated under the 
assumption of an even higher annual increase equal 
to the 90%-quantile. This means that countries are 
assumed to achieve an increase in the rail share every 

year which they have only achieved very rarely in the 
past.  

For both scenarios, it is assumed that the modal 
share of inland waterway transport remains constant 
at the 2017 level and that the increase in the modal 
share of rail corresponds to the (relative) reduction in 
the share of road freight transport. The rail share in 
the base year 2017 together with the calculated po-
tential rail shares in 2030 according to the ambitious 
and very ambitious scenarios are presented in Figure 
3 and 4, respectively. 

 

 

Figure 3: Increase of rail share in freight transport (ambi-
tious modal shift scenario), Source: Eurostat (2020), HWWI 
 

With respect to all countries considered, the rail 
share would increase on average from 23.3% in 2017 
to 32.6% under the ambitious scenario and to 41.7% 
under the very ambitious scenario. In the following, 
the objective is to assess what these modal shift sce-
narios imply for the reduction of GHG emissions from 
freight transport in the EU. 

 

 
 
Figure 4: Increase of rail share in freight transport (ambi-
tious modal shift scenario), Source: Eurostat (2020), HWWI 
 

To evaluate the GHG emissions from freight trans-
portation in the EU, we employ recent emission val-
ues of the individual modes of transportation calcu-
lated for Germany: road 103 CO2 emissions/tkm, rail 
19 CO2 emissions/tkm, and inland waterways 32 CO2 
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emissions/tkm (German Environmental Agency, 
2018). First, the CO2 emission saving potential is cal-
culated based on the officially published modal shift 
potential (see Table 1) and the difference in the indi-
vidual emission values between road and rail. The re-
sulting volume of emission savings can then be multi-
plied by a conservative estimate of the social cost of 
carbon (SCC) (40 euros/t) to quantify the macroeco-
nomic benefits of the estimated emission reduction 
associated with such a modal shift. The 151.3 million 
euros indicated in Table 1 constitute a lower bound 
for the benefits of reducing CO2 emissions according 
to the modal shift potential in all EU28 countries.  

 

 
Tab. 1: Modal shift potential, emission saving potential 

and social cost saving potential, 2017, Source: Eurostat 

(2020); German Environmental Agency (2018). 

 

If the modal shift potential (according to the Euro-
stat indicator) is fully exploited, the total emissions 
from the transport sector would be reduced by less 
than 1%, taking into consideration that the total an-
nual emissions from the transport sector in the EU 
amount to more than 1 billion tons and the emissions 
saving potential is around 3.8 million tons.  

Furthermore, as argued previously, the modal shift 
potential does not consider enough information to 
determine realistic future development trajectories 
for the modal shift. Therefore, in the following, we 
consider the emission savings potential referring to 
the empirically constructed “ambitious” and “very 
ambitious” modal shift scenarios. We calculate 
transport-emissions indices for each EU28 country 
based on the modal split in 2017 and the mode-spe-
cific emission values (Table 2, column 1). This results 
in an emission value per tkm which is a weighted av-
erage of the three mode-specific values. The weights 
correspond to the respective share in the modal split. 
For easy comparisons between countries and over 
time, the index is scaled in a way that the modal split 

of the EU28 in 2017 corresponds to an emission index 
of 100. Countries with a lower index value have a less 
emission-intensive modal split than on average, i.e., 
an above average rail or inland waterway share. The 
“ambitious” and “very ambitious” modal shift scenar-
ios can also be expressed using the emission index. 
Regarding the EU28, the ambitious and very ambi-
tious modal shift scenarios correspond to a decrease 
of GHG emissions from the transport sector of 3.2% 
and 6.5% by 2030, respectively.  

 

 

Tab. 2: Indices of GHG emissions from transport sector 
(scenarios), Source: Eurostat (2020); German Environmen-
tal Agency (2018). 

4 Conclusion 

A modal shift in freight transportation in the EU28 
is not able to decrease total GHG emissions of the 
transport sector significantly. Even under the very 
ambitious modal shift scenario and assumed constant 
total freight volumes, the emissions of the freight 
transport sector would only be reduced by 6.5% in 
2030 compared to 2017. Even though the emission 
reduction effects with respect to the considered 
modal shift scenarios are rather limited, it should be 
borne in mind that rail freight transport also has a 
positive impact on other transport-related externali-
ties such as land use, congestion, and noise pollution. 
The investigation of other beneficial effects of rail 
transport and potential reductions in social costs as-
sociated with other transport externalities could be 
subject of future research. 

Due to the low emission saving potentials linked to 
the considered modal shift scenarios, we conclude 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  
million 

tkm 
CO2e 

(tonnes) 
Emission cost saving potential  

(million euros) 

EU-28 45,041 3,783,444 151.3 

Belgium 1,360 114,240 4.6 

Czechia 1,316 110,544 4.4 

Germany  15,989 1,343,076 53.7 

Spain 4,594 385,896 15.4 

France 3,108 261,072 10.4 

Lithuania 1,057 88,788 3.6 

Luxembourg 282 23,688 0.9 

Hungary 481 40,404 1.6 

Netherlands 1,636 137,424 5.5 

Austria 182 15,288 0.6 

Portugal 3,504 294,336 11.8 

Slovenia 518 43,512 1.7 

Slovakia 848 71,232 2.8 

Finland 834 70,056 2.8 

United 
Kingdom 

2,443 205,212 8.2 

 

  2017 
ambitious 

2030 
very ambitious 

2030 

EU28 100.0 96.8 93.5 

Austria 88.2 85.6 75.3 

Belgium 98.5 95.3 89.4 

Bulgaria 82.9 68.0 62.1 

Croatia 97.0 84.6 72.3 

Czechia 95.5 91.0 90.3 

Denmark 110.9 103.1 99.2 

Estonia 78.0 80.0 58.6 

Finland 94.8 81.9 75.4 

France 109.9 108.6 99.5 

Germany 97.1 90.0 86.8 

Greece 120.5 118.6 114.0 

Hungary 85.9 68.4 47.0 

Ireland 121.4 120.1 120.1 

Italy 108.8 91.3 89.3 

Latvia 48.5 35.5 22.6 

Lithuania 55.8 35.0 28.6 

Luxembourg 111.2 99.5 67.1 

Netherlands 78.7 74.2 72.3 

Poland 98.4 95.2 90.6 

Portugal 108.3 95.9 88.8 

Romania 69.1 57.4 26.8 

Slovakia 86.5 77.4 54.0 

Slovenia 86.9 59.7 58.4 

Spain 117.2 112.7 109.5 

Sweden 92.2 81.2 74.0 

United Kingdom 112.8 106.3 97.2 
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that additional measures must be taken to signifi-
cantly improve the transport sectors’ carbon foot-
print. Since a decrease in transport volume seems un-
likely in the future, the remaining option for action 
would be to reduce the emission values of the indi-
vidual modes of transport. This, however, requires 
the implementation of additional policies aimed at in-
ternalizing the social costs of transport sector emis-
sions. In its recent “Fit for 55” regulatory package, the 
European Commission proposes an array of such 
measures, including market-based instruments (inte-
gration of the shipping sector in EU emissions trading, 
own trading scheme for emissions from road traffic), 
harmonization of minimum energy tax rates and pro-
motion of the roll-out of a filling station infrastructure 
for low-carbon fuels (Alternative Fuel Infrastructure 
Regulation). Investigating the climate efficiency of 
these measures from the perspective of freight 
transport will constitute an important avenue for fu-
ture research. 
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